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Lfd. 
Nr. 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

1 Einwender 1 vom 10.06.2023 
 
Der Einwender macht folgende Einwände geltend: 
1. Ableitung des Verkehrs aus dem neuen Baugebiet 
Der Hauptverkehr soll über den jetzigen Feldweg entlang 
des Wasserspielplatzes abgeleitet werden. Daraus ergeben 
sich folgende Probleme, da es nur drei Möglichkeiten gibt: 
Der Verkehr nutzt kommend aus dem neuen Baugebiet 
rechtsabbiegend die Straße entlang des Hallenbades und 
des Sportplatzes. Diese Straße ist bereits jetzt für den Stra-
ßenverkehr durch verkehrsberuhigende Maßnahmen äu-
ßerst eng. Insbesondere zu Schulsportzeiten werden Schü-
lerinnen durch den erheblichen zusätzlichen Verkehr ge-
fährdet. Zudem besteht die Gefahr von massiven Stauun-
gen des Verkehrs.  
Der Verkehr nutzt kommend aus dem neuen Baugebiet die 
Parkstraße geradeaus in direkter Richtung Aachener 
Straße. Diese sehr eng gebaute Straße ist für erheblichen 
zusätzlichen Verkehr nicht ausgelegt. Es wird unweigerlich 
zu beträchtlichen Wartezeiten kommen, bis man in die 
Aachener Straße abbiegen kann, vor allem im Berufsver-
kehr. Dies führt unweigerlich zu gefährlichen Verkehrssitua-
tionen für Autofahrer, Fußgänger und Familien, die den 
Spielplatz nutzen. Es gibt nur einen einseitigen äußerst 
schmalen Fußgängerweg, zudem behindern parkende Au-
tos den fließenden Verkehr. Diese Straße ist zugleich eine 
der Hauptverkehrsadern in Richtung Sportpark mit Fußball-
platz, Hallenbad und Wasserspielplatz. Dabei würden durch 
Wartezeiten des sich stauenden Verkehrs erhebliche Men-
gen C02 zusätzlich durch Fahrzeuge ausgestoßen, die für 
die Umwelt im Allgemeinen sowie die Anwohner dieser 
Straße im Besonderen schädlich sind. 
Der Verkehr nutzt kommend aus dem neuen Baugebiet die 
Parkstraße linksabbiegend. Die Parkstraße ist als verkehrs-
beruhigte Zone sowie zusätzlich als Anliegerstraße ausge-
wiesen, weshalb diese sowohl von Kindern zum Spielen als 
auch von älteren und gehbehinderten Menschen zum Spa-
zierengehen genutzt wird. Dies alles ist nicht mehr möglich, 
wenn der Verkehr wie oben beschrieben die Straße nutzt. 
Das zeigte sich in der Vergangenheit bereits während der 
Teilsperrung der Aachener Straße wegen Straßenbauarbei-
ten am neuen Kreisverkehr. Der Verkehr nutzte die 
Parkstraße erheblich. Zudem waren regelmäßig Geschwin-
digkeitsüberschreitungen festzustellen. Verbote und Kon-
trollen hatten nur begrenzten Erfolg. Daher fürchtet der Ein-
wender, dass es zu chaotischen und gefährlichen Situatio-
nen kommt. Wer möchte das verantworten? 
 
2. Städtebauliche Gesichtspunkte - Bereitsteilung von 
zusätzlichem Wohnraum 
Wenn man die aktuelle Entwicklung des Wohnungsmarktes 
bzw. des Immobilienmarktes verfolgt hat, muss man fest-
stellen, dass die Baugenehmigungen durch den Zinsan-
stieg, die erheblichen Preissteigerungen im Baugewerbe 
sowie den Handwerkermangel eingebrochen sind. Auf dem 
Immobilienmarkt stehen Objekte Monate lang zum Verkauf, 
ohne dass sie Käufer finden. Dies wird dazu führen, dass 
auch dieses Baugebiet mit großen Baulücken behaftet sein 
wird. Der Bedarf ist nicht vorhanden. 
 

 
 
 
Zu 1.: 
Für den Offenlagebeschluss wird die Ver-
kehrsuntersuchung vorgelegt und im Rah-
men der Offenlage zur Verfügung gestellt. 
Diese war zum Zeitpunkt der frühzeitigen 
Beteiligung noch in Arbeit. 
 
Es ist jedoch aufgrund der verkehrlichen 
Voruntersuchung davon auszugehen, 
dass das geplante Wohnbaugebiet ver-
kehrlich umsetzbar ist und es zu keinen 
erheblichen Einschränkungen kommt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.: 
Die Einwohnerstatistik zeigt deutlich, dass 
die Stadt Baesweiler wächst. Die Tendenz 
ist klar steigend. Dies ist u. a. begründet 
in der stetigen Nachfrage nach Baugrund-
stücken durch junge Familien, die gerne 
in Baesweiler wohnen bleiben wollen oder 
die Absicht haben, wieder nach Baeswei-
ler zurückzukehren und die Nachfrage 
von Bürgerinnen und Bürgern aus Ortsze-
ntren, die dort kein Grundstück mehr er-
werben können. Weiter besteht infolge 
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der Ansiedlung einiger großer Gewerbe-
betriebe auch eine entsprechende Nach-
frage an Wohnraum, welche im Stadtge-
biet in dieser Größenordnung derzeit nicht 
zu decken ist. 
Zudem sind Entwicklungsflächen im ge-
samten Stadtgebiet, insbesondere auf-
grund eingeschränkter Entwicklungsmög-
lichkeiten in den Dörfern, sehr gering vor-
handen. Aufgrund der im Bestand vorhan-
denen, im Vergleich zu Nachbarkommu-
nen sehr geringen, Siedlungsdichte, ist für 
die Sicherstellung des zukünftigen Wohn-
bedarfes daher eine sorgsame Verdich-
tung erforderlich. 
 
Im aktuellen Wohnungsmarktbericht der 
NRW.BANK 2022 wird dargelegt, dass 
der ländliche Raum in Nordrhein-Westfa-
len auch weiterhin nicht nur bei der Bin-
nenwanderung, sondern auch insgesamt 
ein leichtes Bevölkerungsplus verzeich-
net. 
Die Analyse nach Stadt-Land-Zonen hat 
gezeigt, dass die Zentren der Stadtregio-
nen, wie schon in den Vorjahren, Einwoh-
ner an das Umland verlieren werden. 
Nutznießer der Binnenwanderungen wa-
ren zunächst vor allem die Ergänzungsge-
biete. Seit 2017 hat jedoch auch die Au-
ßenzone spürbar an Bedeutung gewon-
nen. Nicht zuletzt konnte sogar der ländli-
che Raum die langjährigen Wanderungs-
verluste reduzieren. Seit 2019 werden 
auch hier leichte Gewinne verzeichnet. Im 
Bereich Baesweiler war im Binnenwande-
rungssaldo 2021 ein Anstieg der Anwoh-
neranzahl zu verzeichnen. 
 
Die Wohnungsmarktbeobachtung NRW 
der NRW.Bank bietet für alle Kommunen 
in Nordrhein-Westfalen Wohnungsmarkt-
profile an. Ausgewählte Indikatoren be-
schreiben die Lage auf den kommunalen 
Wohnungsmärkten. Das Wohnungsmarkt-
profil zeigt für Baesweiler einen Zuwachs 
der durchschnittlichen Bevölkerungsent-
wicklung in den Jahren 2017 bis 2020 von 
bis zu 0,5 % auf. In der Bevölkerungsvo-
rausberechnung wird ein langfristig weiter 
steigender Trend bis 2040 ermittelt. 
 
Darüber hinaus liegt der von der GfK 
(größtes deutsches Marktforschungsinsti-
tut) berechnete Kaufkraftindex (die Kauf-
kraft ist das durchschnittliche jährliche 
Nettoeinkommen pro Haushalt) für das 
Jahr 2021 für Baesweiler bei 100. Dies 
entspricht dem landesweiten Durch-
schnitt. 
 
Es ist städtebauliche Zielsetzung der 
Stadt Baesweiler, die Eigenentwicklung 
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der Stadtteile zu stärken. Dementspre-
chend war und ist es planerisches Ziel der 
Stadt, für die jeweiligen Stadtteile entspre-
chenden Wohnraum zeitnah und bedarfs-
gerecht zur Verfügung zu stellen. 
 
Um auf diese Nachfrage zu reagieren und 
einen zentralen und aktiven Beitrag zur 
Sicherung der Daseinsvorsorge zu leis-
ten, soll neuer zentrumsnaher Wohnraum 
in Baesweiler geschaffen werden. Mithilfe 
des geplanten Baugebietes „Parkstraße 
II“ kann der prognostizierte Wohnbauland-
bedarf für Baesweiler in den nächsten 
Jahren zumindest zum Teil dort gedeckt 
werden, wo sich die erforderlichen Versor-
gungs- und Infrastrukturangebote bereits 
befinden. 
 
Neuaufstellung Regionalplan Köln 

Darüber hinaus wurde im Zuge der Neu-

aufstellung des Regionalplans Köln für die 
jeweiligen Kommunen eine Ermittlung des 
Wohnbedarfes durch die Bezirksregierung 
Köln durchgeführt. Sowohl die Zahlen des 
Einwohnermeldeamtes der Stadt Baes-
weiler als auch die Zahlen der IT-NRW 
(Landesbetrieb Information und Technik) 
zeigen deutlich eine positive Entwicklung 
der Bevölkerungszahlen auf. Ausgehend 
von dem in den letzten Jahren zu ver-
zeichnenden Anwohneranstieg werden für 
die Stadt Baesweiler bis zum Jahr 2035 
weitere Steigerungen prognostiziert. Aus 
den Berechnungen der Bezirksregierung 
ergibt sich ein Bedarf an Wohneinheiten 
bis 2035 von ca. 1.480. 
 
Seitens der Bezirksregierung wird für 
Baesweiler eine siedlungsbezogene 
Kennzahl von 40 (Wohneinheiten je Hek-
tar) angesetzt. Die in der Örtlichkeit vor-
handene Siedlungsstruktur liegt aktuell 
bei unter 20 Wohneinheiten je Hektar und 
somit unter 50 % der angesetzten Dichte 
und bildet demnach in keiner Weise die 
o.g. angestrebte Kennzahl ab.  
 
Ausgehend von der o.g. Kennzahl von 
(aufgerundet) 20 ergibt sich aus den 
Prognosezahlen der Einwohnerentwick-
lung ein Wohnflächenbedarf von ca. 
74 ha. Unter der Annahme, dass es bau-
leitplanerisch gelingt in kürzerer Zeit die 
reale Kennzahl der Siedlungsdichte unter 
Berücksichtigung der örtlichen Verhält-
nisse auf 25 zu steigern, ergibt sich immer 
noch ein Wohnbedarf von 60 Hektar. 
 
Das Flächengebiet der Stadt Baesweiler 
ist jedoch mit 27,7 km² nicht besonders 
groß und aufgrund unterschiedlichster 
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3. Versiegelung von Grünflächen / Klimaschutz 
In den letzten Jahrzehnten hat sich die Stadt Baesweiler er-
heblich vergrößert, etliche Baugebiete wurden erschlossen. 
Es muss doch mal Schluss sein mit der Versiegelung der 
Grünflächen. Wenn das so weitergeht, gibt es bald keine 
Grünflächen mehr und keine Erholungsflächen. Wo bleibt 
der Klimaschutz? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Restriktionen im Bereich des Landschafts-
schutzes, des Bodendenkmalschutzes 
und des Immissionsschutzes die Möglich-
keiten für eine Siedlungserweiterung ein-
geschränkt. Die Möglichkeiten der Innen- 
bzw. Nachverdichtung sind mangels grö-
ßerer innenliegender Flächenpotentiale, 
mangels innenliegender Brachflächen und 
mangels äußerer, durch die Stadt nicht zu 
beeinflussender Umstände (z.B. Flächen-
verfügbarkeit) nicht relevant generierbar. 
 
Entgegen der für die Städteregion insge-
samt prognostizierten Rückentwicklung 
der Einwohnerzahlen wächst die Stadt 
Baesweiler in den letzten Jahren stetig, 
aber deutlich, an. Insbesondere wird hier 
Wohnbedarf aus dem Einzugsgebiet 
Aachen, aber auch der benachbarten 
Großstädte Mönchengladbach, Düssel-
dorf und Köln aufgefangen.  
Diese Entwicklung wird angesichts der 
zurzeit steigenden Grundstücks- und Im-
mobilienpreise noch weiter anhalten. Da 
Baesweiler infrastrukturell gut ausgestat-
tet ist, ist es ein in der Städteregion recht 
beliebter Wohnstandort geworden. Inso-
weit wird der oben angeführte prognosti-
zierte Flächenbedarf seitens der Bezirks-
regierung nicht zurückgenommen. Dar-
über hinaus haben sich im Zuge des 
Strukturwandels in Baesweiler größere 
Betriebe angesiedelt, deren Arbeitnehmer 
zum großen Teil auch hier wohnhaft ge-
worden sind. Die Möglichkeit Wohnen und 
Arbeiten in räumlicher Nähe zu angemes-
senen Preisen zu vereinbaren, ist nach 
Ansicht der Bezirksregierung auch unter 
Klimaschutz- und Mobilitätsgesichtspunk-
ten ein vornehmlich zu stärkendes Ziel. 
 
Die o.g. Ausführungen zeigen, dass in 
Baesweiler nach wie vor Bedarf an neuem 
Wohnraum besteht.  
 
Zu 3.: 
s. Beantwortung unter 2. 
 
Mit der BauGB-Novelle 2011 wurde der 
Klimaschutz als Grundsatz der Bauleitpla-
nung gesetzlich einbezogen. Inhaltliche 
Vorgaben für die Berücksichtigung macht 
die Klimaschutzklausel des § 1a Abs. 5 
BauGB. Hiernach soll den Erfordernissen 
des Klimaschutzes sowohl durch Maß-
nahmen, die dem Klimawandel entgegen-
wirken, als auch durch solche, die der An-
passung an den Klimawandel dienen, 
Rechnung getragen werden. Die Erforder-
nisse des Klimaschutzes sind in die bau-
leitplanerische Abwägung einzustellen. 
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4. Zerstörung von Landwirtschaftsflächen / fruchtbaren 
Böden 
Insgesamt sind die Inanspruchnahme immer neuer Flächen 
und die Zerstörung von Böden auf die Dauer nicht vertret-
bar und sollten beendet werden. Angesichts global be-
grenzter Landwirtschaftsflächen und fruchtbarer Böden so-
wie der wachsenden Weltbevölkerung ist der anhaltende 

Der Klimawandel ist ein globales Problem, 
welches nur durch viele lokale Beiträge 
gelöst werden kann. Mit der Arrondierung 
des Ortsrandes wird neuer Wohnraum in 
Baesweiler geschaffen, der durch seine 
Nähe zum Zentrum, zu den Schul- und 
Kita-Angeboten sowie zum benachbarten 
Sport- und Freizeit-Areal einen Beitrag zur 
„Stadt der kurzen Wege“ und somit zu ei-
ner kompakten Stadt leistet, die beste-
hende Infrastruktur in Baesweiler stärkt 
und folglich dem Klimaschutz Rechnung 
trägt. Des Weiteren ermöglicht das städte-
bauliche Konzept überwiegend Grundstü-
cke, auf denen die Nutzung von solarer 
Energie möglich ist. Die geplanten Grün-
strukturen (Grünflächen, Kompensations-
maßnahmen, Begrünung der Straßen-
räume etc.) tragen zu einer nachhaltigen 
Durchgrünung und Arrondierung des 
neuen Siedlungsbereiches bei und schaf-
fen eine Verzahnung mit den angrenzen-
den Landschaftsbereichen. Dies sorgt am 
Siedlungsrand sowie innerhalb des neuen 
Siedlungsbereiches für ein günstiges 
Mikroklima. Mit den geplanten Rückhalte-
maßnahmen und Retentionsflächen 
(Schwammstadtprinzip) soll darüber hin-
aus einer klimagerechten Niederschlags-
wasserbehandlung und dem Hochwasser-
schutz Rechnung getragen werden. 
 
Im weiteren Verfahren wird zudem ein 
Energiekonzept erstellt, welches Maßnah-
men für die angestrebte klimaneutrale und 
nachhaltige Versorgung des Baugebietes 
empfehlen wird. Entsprechend geeignete 
Standorte für hierzu erforderlicher Infra-
struktur (z.B. BHKW) werden eingeplant. 
 
Um die Mobilitätswende zu unterstützen 
und voranzutreiben, sind in dem neuen 
Siedlungsbereich eine Quartiersgarage 
bzw. Quartiersstellplätze sowie eine Mobi-
litätsstation vorgesehen, die dazu beitra-
gen sollen, Verkehr und Mobilität auf 
nachhaltige Energieträger, sanfte Mobili-
tätsnutzung und eine Vernetzung ver-
schiedener Formen des Individualver-
kehrs und des öffentlichen Personennah-
verkehrs umzustellen. 
Mit den o. g. Maßnahmen soll den Erfor-
dernissen des Klimaschutzes und der 
Klimaanpassung Rechnung getragen wer-
den. 
 
 
Zu 4.: 
Um, wie unter 2. und 3. bereits dargelegt, 
den beständig steigenden Bedarf an 
Wohnbauland im Stadtgebiet Baesweiler 
zu decken, ist es erforderlich, neue Flä-
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chen am Stadtrand in Anspruch zu neh-
men. Die im Stadtgebiet vorhandenen 
Baulücken reichen bei weitem nicht aus, 
um den Bedarf an Wohnbauflächen zu 
decken. Daher muss neuer Wohnraum 
auf weiteren Flächen gedeckt werden. Die 
Stadt Baesweiler erachtet es als erforder-
lich, in angemessenem Maße auch Frei-
raum (landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen) als städtebaulich sinnvolle Arron-
dierung des Siedlungsgebietes für eine 
Wohnbauentwicklung in Anspruch zu neh-
men. 
 
Der Standort bietet eine ruhige Wohnlage 
angrenzend an die freie Landschaft mit 
guter Anbindung an das Zentrum Baes-
weilers mit seinen Infrastruktur- und Ver-
sorgungseinrichtungen sowie an überörtli-
che Verkehrsverbindungen. Diese Kon-
zeption entspricht den planerischen Ziel-
setzungen der Stadt Baesweiler im Hin-
blick auf die Bereitstellung von Wohnbau-
flächen für unterschiedliche Zielgruppen 
in diesem Siedlungsbereich und ist geeig-
net, eine bedarfsgerechte Wohnbauent-
wicklung voranzutreiben. Der Standort 
stellt zudem in seiner Siedlungsrandlage 
neben Sport- und Bürger-Park eine Ab-
rundung zum Siedlungsbereich Oidtweiler 
dar, die bereits im geltenden Regionalplan 
seit Jahren als Siedlungsfläche ausgewie-
sen ist. 
 
Die Stadt Baesweiler ist aufgrund der o. g. 
Aspekte bestrebt, ein bedarfsgerechtes 
Angebot an Wohnbauflächen und Wohn-
raum vorzuhalten und somit eine nachhal-
tige und geordnete Stadtentwicklung si-
cherzustellen und zu fördern. 
Wie oben beschrieben, können derzeit in 
Baesweiler so gut wie keine Baugrundstü-
cke mehr angeboten werden, so dass für 
den auch weiterhin bestehenden Bedarf 
an Wohnbauflächen der Bereich östlich 
der Parkstraße entwickelt und planungs-
rechtlich gesichert werden soll. 
Zudem ist die Inanspruchnahme landwirt-
schaftlicher Flächen in Bezug auf die kon-
krete, örtliche Situation zu betrachten und 
hat demzufolge ein unterschiedlich zu 
wertendes objektives Gewicht. In Groß-
städten eines Ballungsraumes wird die 
Gewichtung des Bodens aufgrund seiner 
Knappheit höher sein, als bei kleineren 
Städten mit angrenzendem Freiraum oder 
ländlichen Gemeinden. 
Grundsätzlich können im Rahmen der Ab-
wägung die Belange des Bodenschutzes 
zurückgestellt werden, wenn konkurrie-
renden und konfligierenden Belangen ein 
besonderes Gewicht zukommt. Im vorlie-
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5. Windräder / Biogasanlage 
Der Abstand einiger Windräder zum Plangebiet kann nicht 
eingehalten werden. 
Die Anwohner und Anlieger der Parkstraße nehmen schon 
jetzt bei Ostwind erhebliche Rotationsgeräusche wahr. 
Schon das erste Windrad nördlich des Plangebietes ist 
keine 800 Meter von der jetzigen Bebauung entfernt.  
 
 
 
Auch die Biogasanlage gibt je nach Wetterlage Gerüche 
ab. Dies würde im Falle einer Bebauung im Plangebiet für 
Unannehmlichkeiten sorgen. 
 
 
 
 

genden Fall steht das für die Stadt Baes-
weiler wichtige stadtplanungspolitische 
Ziel, ein attraktives Wohnquartier zu 
schaffen, das die Wohnbedürfnisse im 
Stadtgebiet befriedigt, dem gegenüber. 
 
Diese zentrumsnahe Erweiterung ist be-
reits im Flächennutzungsplan der Stadt 
Baesweiler dargestellt und städtebaulich 
nach wie vor angezeigt. 
 
Angesichts der oben beschriebenen As-
pekte wird der Sicherung des Wohnbe-
darfs in der Stadt Baesweiler der Vorrang 
gegeben und demzufolge sollen die Flä-
chen im Plangebiet der landwirtschaftli-
chen Nutzung entzogen und einer bauli-
chen Nutzung zugeführt werden. 
 
Zur Kompensation der Eingriffe in den Bo-
den kommen geeignete bodenfunktions-
bezogene Kompensationsmaßnahmen in 
Betracht. Hierzu werden für einen Teil des 
Eingriffs in den Boden intensiv genutzte 
Ackerflächen extensiviert. Diese Maß-
nahme ist zugleich Ersatzmaßnahme zur 
Kompensation des ökologischen Defizits 
und CEF-Maßnahme für Feldlerche und 
Rebhuhn. 
Des Weiteren werden u.a. zum Schutz 
von Bodenfunktionen innerhalb des Plan-
gebietes des Bebauungsplanes Nr. 111 
„Parkstraße II“ ca. 22.000 m² öffentliche 
Grünflächen mit Anpflanzungen gebiets-
heimischer Gehölze festgesetzt. 
Um den Eingriff weiter zu mindern, erfolgt 
zum Schutz des Bodens im Zuge der Er-
schließung eine bodenkundliche Bau-be-
gleitung (BBB). Eine BBB dient dazu, eine 
Beschädigung des Bodens zu verhindern 
und dessen Fruchtbarkeit zu erhalten. In 
dem von einem bodenkundlich qualifizier-
ten Gutachter zu erstellenden BBB-Kon-
zept werden die grundlegende Vorge-
hensweise sowie relevante Maßnahmen 
und deren Umsetzung dargelegt und mit 
den zuständigen Behörden abgestimmt. 
 
Zu 5.: 
Die schalltechnische Untersuchung wird 
zur Offenlage vorgelegt. 
Es ist jedoch davon auszugehen, dass 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
umsetzbar sind. Bereits bei Errichtung der 
vorhandenen WEA war die hier in Rede 
stehende im FNP vorbereitete Wohnbau-
entwicklung Gegenstand der Immissions-
betrachtung. 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens wurde eine Geruchimmissionsprog-
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Daher bittet der Einwender höflichst seine Einwände und 
Bedenken ernsthaft zu prüfen und das Ergebnis vom Be-
bauungsplan Nr. 111 Parkstraße II abzusehen. 
 

nose im Hinblick auf die Biogasanlage er-
stellt (Accon Mai 2023). Diese wird zur öf-
fentlichen Auslegung offengelegt.  
Im Ergebnis der Prognose werden im ge-
samten Plangebiet die Immissionswerte 
der TA Luft 2021 für Wohn- und Mischge-
biete von 10% Geruchsstundenhäufigkeit 
pro Jahr sicher eingehalten. Der Schutz 
der zukünftigen Bewohner vor unzulässi-
gen Geruchsimmissionen durch den Be-
trieb der Biogasanlage ist somit gewähr-
leistet. 
 
Die Einwände und Bedenken des Einwen-
ders wurden umfassend geprüft und in die 
planerische Abwägung eingestellt. Nach 
gerechter Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange gegen- und untereinan-
der wird der Bebauungsplan Nr. 111 
„Parkstraße II“ weiterverfolgt. 
 
 
Der Stellungnahme wird hinsichtlich 
des Erfordernisses geeigneter verkehr-
licher Erschließung und deren Nach-
weis gefolgt. 
Der Stellungnahme wird hinsichtlich 
der Notwendigkeit des Baugebietes zur 
Bedarfsdeckung und den damit ver-
bundenen nicht gefolgt. 
Die Stellungnahme wird hinsichtlich 
der Bedenken zu Geruchsbelästigun-
gen und Immissionsschutz zur Kennt-
nis genommen. Diese Punkte werden 
in die Offenlageunterlagen einfließen.   
 

2 Einwender 2 vom 15.06.2023 
 
Informationen zum Stand des Baugebietes, Planung, Ler-
chenfelder, etc. "Parkstr" kommen momentan bei den Ei-
gentümern der Flächen, sowie auch bei mir als Bewirt-
schafter der Flächen sehr zögerlich an. 
Da die Ernte kurz bevorsteht, steht auch die weitere Pla-
nung in meinem landwirtschaftlichen Betrieb an. 
Einige Eigentümer meinen das die Flächen sicherlich noch-
mal eingesäht werden können, da diese auch keine genau-
eren Informationen haben. 
Teils beginnt die neue Aussaat schon im August, Septem-
ber. die Planung ist da schon weit vorangeschritten. 
Ich würde mich freuen, wenn man vielleicht in einem Ge-
spräch oder Telefonat genauere Informationen erhalten 
könnte. 
So wäre es fatal, wenn Flächen brach liegen bleiben wür-
den, weil die Planung stockt. 
Denn nicht nur städtebauliche Entwicklung ist wichtig, die 
Landwirtschaft zur Erzeugung von Nahrungsmitteln ist in 
heutigen Zeiten nicht selbstverständlich. 
 
Desweitern ist mir auch noch keine genauere Planung für 
die Zuwegung der Betriebsstätte "Zur Lohe" unterbreitet 
worden. Ausschließlich, das es ja selbstverständlich wäre 
das eine Zuwegung bleibt. 

 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen.  
 
Betroffene Eigentümer werden zur Ab-
stimmung der Zeitplanung kontaktiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Zuwegung zur genannten Betriebs-
stätte bleibt weiterhin über die Straße „Zur 
Lohe“ in der bisherigen Breite bestehen. 
Dies bleibt auch bei Umsetzung der städ-
tebaulichen Planung der kürzeste Weg 
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Hier habe ich nochmal die Anmerkung, das auch größere 
Fahrzeuge die Hofstelle erreichen müssen und diese Zuwe-
gung, wie bereits besprochen, am Rande des Baugebiets 
erfolgen sollte, nicht mitten durch. 
  
 

zur Hofstelle. Eine zweite Zuwegung ist 
damit nicht erforderlich. Die Sicherung der 
bestehenden Zuwegung wurde im Übri-
gen durch die beteiligte Landwirtschafts-
kammer bereits thematisiert und keine Er-
schließung außerhalb des Plangebietes 
gefordert. 
 
 
Der Stellungnahme wird bzgl. der Si-
cherstellung der Zuwegung gefolgt. 
Die übrige Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen.  
 

3 Einwender 3 vom 19.06.2023 
 
Die Einwender, als Anwohner der direkt angrenzenden 
Parkstr. mit einer unmittelbaren Grundstücksgrenze an das 
Plangebiet, sehen sich durch die in der Begründung des 
Bebauungsplans beschriebene Ausgestaltung des Bauge-
biets stark belastet. Zudem erscheinen die Pläne einem 
harmonischen städtebaulichen Gesamtbild entgegenzu-
stehen. 
In der Begründung des Bebauungsplans beschreibt die 
Stadt Baesweiler unter Punkt 8 ein städtebauliches Kon-
zept. Demnach wird „die Integration des neuen Quartiers in 
das bestehende Siedlungsgefüge“ (8.1) angestrebt. Es sei 
eine „maßvolle städtebauliche Dichte vorgesehen, die sich 
an den bestehenden Strukturen in der Umgebung orientiert“ 
(8.1). 
Mit den Festsetzungen solle „zum Maß der baulichen Nut-
zung sichergestellt werden, dass ein städtebaulich harmo-
nisches Gesamtbild im neuen Siedlungsbereich....entsteht“ 
(9.2).  
Diesen Zielen stehen der vorliegende Bebauungsplan und 
die beabsichtigten planungsrechtlichen Feststellungen stark 
entgegen, wenn man in die Gesamtbetrachtung tatsächlich, 
wie unter 8.1 beschrieben, das unmittelbar angrenzende 
Gebiet des Bebauungsplans Nr. 45 „Parkstraße“, insbeson-
dere der bestehenden Bebauung, welche an das Plange-
biet direkt angrenzt, einbezieht. 
Die Stadt Baesweiler will vermeiden, „dass innerhalb des 
Plangebiets einzelne Gebäude übermäßig herausragen 
und das für das Ortsbild verträgliche Maß der baulichen 
Nutzung somit überschreiten“ (9.2). Diese Überlegungen 
sind im Sinne der Ziele gemäß 8.1 nicht nur „innerhalb“ des 
Plangebiets vorzunehmen, sondern auch mit Blick auf die 
angrenzende Bebauung der Parkstraße. 
Das in der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 111 - 
Parkstr. Il beschriebene städtebauliche Konzept sieht „für 
Ein- und Zweifamilienhäuser eine Zweigeschossigkeit und 
für verdichtete Wohnformen bis zu drei Geschossen in 
Form von Staffelgeschossen“ vor (8.1). Dies ist U.E. so zu 
verstehen, dass ausschließlich eine Bebauung mit mindes-
tens zwei Vollgeschossen erlaubt sein wird. 
Der Bebauungsplan Nr. 45 „Parkstraße“ (nebst Änderungs-
plänen) sieht hingegen eine Eingeschossigkeit vor, weswe-
gen die bestehende Bebauung der Parkstr., die nur durch 
einen Weg und den Entwässerungsgraben von der neuen 
Bebauung entfernt sein wird, aus Häusern mit nur einem 
Vollgeschoss besteht. Unter Berücksichtigung des direkten 
Übergangs zum neuen Baugebiet ist zu befürchten, dass 
die neue Bebauung die bisherige deutlich überragen wird, 

 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen.  
 
 
 
 
 
Wohnflächenbedarf / Dichte  
Im Zuge der Neuaufstellung des Regio-
nalplans Köln wurde für die jeweiligen 
Kommunen eine Ermittlung des Wohnbe-
darfes durch die Bezirksregierung Köln 
durchgeführt. Sowohl die Zahlen des Ein-
wohnermeldeamtes der Stadt Baesweiler 
als auch die Zahlen der IT-NRW (Landes-
betrieb Information und Technik) zeigen 
deutlich eine positive Entwicklung der Be-
völkerungszahlen auf. Ausgehend von 
dem in den letzten Jahren zu verzeich-
nenden Anwohneranstieg werden für die 
Stadt Baesweiler bis zum Jahr 2035 wei-
tere Steigerungen prognostiziert. Aus den 
Berechnungen der Bezirksregierung 
ergibt sich ein Bedarf an Wohneinheiten 
bis 2035 von ca. 1.480.  
 
Seitens der Bezirksregierung wird für 
Baesweiler eine siedlungsbezogene 
Kennzahl von 40 (Wohneinheiten je Hek-
tar) angesetzt. Die in der Örtlichkeit vor-
handene Siedlungsstruktur liegt aktuell 
bei unter 20 Wohneinheiten je Hektar und 
somit unter 50% der angesetzten Dichte 
und bildet demnach in keiner Weise die 
o.g. angestrebte Kennzahl ab.  
 
Ausgehend von der o.g. Kennzahl von 
(aufgerundet) 20 ergibt sich aus den 
Prognosezahlen der Einwohnerentwick-
lung ein Wohnflächenbedarf von ca. 
74 ha. Unter der Annahme, dass es bau-
leitplanerisch gelingt in kürzerer Zeit die 
reale Kennzahl der Siedlungsdichte unter 
Berücksichtigung der örtlichen Verhält-
nisse auf 25 zu steigern, ergibt sich immer 
noch ein Wohnbedarf von 60 Hektar. 
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ggf. „erdrücken“ wird und die Anwohner der Parkstr. belas-
ten wird. Dieses wird noch dadurch verstärkt, dass das Ge-
lände hinter der derzeitigen Bebauung der Parkstr. zu gro-
ßen Teilen nach Osten deutlich ansteigt. Eine ausschließli-
che mindestens Zweigeschossigkeit im Bebauungsplan Nr. 
111 neben einer Eingeschossigkeit im Bebauungsplan Nr. 
45 „Parkstraße“ stellt kein harmonisches städtebauliches 
Gesamtbild dar. Es kann nicht das Ziel sein, eingeschos-
sige Häuser durch benachbarte zwei- bis dreigeschossige 
Häuser erdrücken zu lassen. Es widerspricht in großem 
Maße den unter 8.1 und 9.2 beschriebenen Zielen des Be-
bauungsplans. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das Flächengebiet der Stadt Baesweiler 
ist jedoch mit 27,7 km² nicht besonders 
groß und aufgrund unterschiedlichster 
Restriktionen im Bereich des Landschafts-
schutzes, des Bodendenkmalschutzes 
und des Immissionsschutzes die Möglich-
keiten für eine Siedlungserweiterung ein-
geschränkt. Die Möglichkeiten der Innen- 
bzw. Nachverdichtung sind mangels grö-
ßerer innenliegender Flächenpotentiale, 
mangels innenliegender Brachflächen und 
mangels äußerer, durch die Stadt nicht zu 
beeinflussender Umstände (z.B. Flächen-
verfügbarkeit) nicht relevant generierbar. 
 
Entgegen der für die Städteregion insge-
samt prognostizierten Rückentwicklung 
der Einwohnerzahlen wächst die Stadt 
Baesweiler in den letzten Jahren stetig, 
aber deutlich, an. Insbesondere wird hier 
Wohnbedarf aus dem Einzugsgebiet 
Aachen, aber auch der benachbarten 
Großstädte Mönchengladbach, Düssel-
dorf und Köln aufgefangen.  
Diese Entwicklung wird angesichts der 
zurzeit steigenden Grundstücks- und Im-
mobilienpreise noch weiter anhalten. Da 
Baesweiler infrastrukturell gut ausgestat-
tet ist, ist es ein in der Städteregion recht 
beliebter Wohnstandort geworden. Inso-
weit wird der oben angeführte prognosti-
zierte Flächenbedarf seitens der Bezirks-
regierung nicht zurückgenommen. Dar-
über hinaus haben sich im Zuge des 
Strukturwandels in Baesweiler größere 
Betriebe angesiedelt, deren Arbeitnehmer 
zum großen Teil auch hier wohnhaft ge-
worden sind. Die Möglichkeit Wohnen und 
Arbeiten in räumlicher Nähe zu angemes-
senen Preisen zu vereinbaren, ist nach 
Ansicht der Bezirksregierung auch unter 
Klimaschutz- und Mobilitätsgesichtspunk-
ten ein vornehmlich zu stärkendes Ziel. 
 
Vor dem Hintergrund o.g. Ausführungen 
sowie dem Schutz von Grund und Boden 
und dem damit einhergehenden Ziel einer 
Verringerung der Versiegelung ist eine le-
diglich eingeschossige Bebauung sowohl 
aus städtebaulichen als auch aus klimati-
schen Gründen nicht mehr vertretbar. Auf-
grund dessen ist in dem neuen Baugebiet 
eine sorgsame vertikale Verdichtung vor-
gesehen. Dementsprechend werden im 
Bebauungsplan Nr. 111 zwei Vollge-
schosse als zwingend festgesetzt. Dar-
über hinaus werden zur Sicherung städte-
baulich verträglicher Höhen neben der 
Zweigeschossigkeit maximale Gebäude-
höhen festgesetzt. 
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Ferner weisen die Einwender darauf hin, dass in der Be-
gründung des mit Ratssitzung vom 05.07.2016 beschlosse-
nen Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 111 - 

„Eine erdrückende Wirkung wird in der 
Rechtsprechung erst angenommen, wenn 
eine bauliche Anlage wegen ihrer Aus-
maße, ihrer Baumasse oder ihrer massi-
ven Gestaltung ein benachbartes Grund-
stück unangemessen benachteiligt, indem 
es diesem förmlich „die Luft nimmt“, wenn 
für den Nachbarn das Gefühl des „Einge-
mauertseins“ im Sinne einer „Gefängnis-
hofatmosphäre“ entsteht oder wenn die 
Größe des „erdrückenden“ Gebäudes auf-
grund der Besonderheiten des Einzelfalls 
– und gegebenenfalls trotz Wahrung der 
erforderlichen Abstandsflächen – derartig 
übermächtig ist, dass das „erdrückende“ 
Gebäude oder Grundstück nur noch oder 
überwiegend wie eine von einem „herr-
schenden“ Gebäude dominierte Fläche 
ohne eigene Charakteristik wahrgenom-
men wird.“ (Auszug VerwG Gelsenkirchen 
5K5178/09 vom 11.10.2012) 
Die in der Rechtsprechung genannten Kri-
terien sind im vorliegenden Fall bei wei-
tem nicht erfüllt. Der östlich an die Gärten 
der Parkstraße grenzende Entwässe-
rungs- bzw. Grünstreifen wird im Bebau-
ungsplan Nr. 111 von den vorhandenen 
7 m auf 10 m verbreitert. Darauf folgt 
i.d.R. eine mindestens 10 bis 15 m tiefe 
Gartenfläche bevor die geplanten Ge-
bäude errichtet werden dürfen. 
 
Darüber hinaus werden die bauordnungs-
rechtlich erforderlichen Abstandsflächen 
bei weitem eingehalten, sodass eine Ver-
letzung des Rücksichtnahmegebotes we-
gen einer Beeinträchtigung der Belich-
tung, Belüftung und Besonnung oder we-
gen entstehender Einsichtsmöglichkeiten 
ausscheidet.  
 
Zudem weisen die bestehenden Gebäude 
westlich der Parkstraße überwiegend zwei 
Vollgeschosse plus geneigtes Dach auf. 
Die Gebäude östlich der Parkstraße, an-
grenzend an das Plangebiet, weisen 
ebenfalls teilweise Bestandshöhen von 
über 9 m auf. Diese Gebäude lösen mit 
ihrer Kubatur eine vergleichbare städte-
bauliche Wirkung wie zweigeschossige 
Gebäude aus.  
Darüber hinaus werden, wie oben bereits 
beschrieben, zur Sicherung städtebaulich 
verträglicher Höhen neben der Zweige-
schossigkeit maximale Gebäudehöhen im 
Bebauungsplan festgesetzt. 
Von einer erdrückenden Wirkung kann im 
vorliegenden Fall somit nicht die Rede 
sein.  
 
Im Bebauungsplan wird die offene Bau-
weise und u.a. Einzel- und Doppelhäuser 
festgesetzt.  
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Parkstr. Il - unter 4.3 erläutert wurde, dass „im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans in Anlehnung an die nähere Um-
gebung nur die offene Bauweise sowie Einzel- und Doppel-
häuser zulässig sind“. Dies muss im endgültigen Bebau-
ungsplan entsprechend berücksichtigt werden. 
 
Die Einwender bitten darum, ihre Bedenken bei der vorge-
schriebenen Bauweise und den planungsrechtlichen Fest-
setzungen entsprechend zu berücksichtigen. 
 

 
 
 
 
 
 
Die Anregungen und Bedenken werden 
entsprechend berücksichtigt.  
 
 
Der Stellungnahme wird bzgl. der Bau-
weise gefolgt.  
Der Stellungnahme wird hinsichtlich ei-
ner erdrückenden Wirkung nicht ge-
folgt.  
Die übrige Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
 

4 Einwender 4 vom 18.06.2023 
1) 
In der offen gelegten Begründung zum Bebauungsplan wird 
unter 7.5. der Schutz vor Starkregenereignissen und unter 
7.1. und 8.3. ein Entwässerungskonzept thematisiert. Hin-
sichtlich des Geländes wird unter 7.1. lediglich erwähnt, 
dass das Gelände des Plangebiets ein Gefälle von Süden 
nach Norden aufweise. 
Die Einwender weisen diesbezüglich auf das nach Westen 
stark abschüssige Gelände entlang des Wirtschaftsweges 
an der südlichen Grenze des Plangebiets hin. Dieser Um-
stand findet in den Planunterlagen keine Erwähnung. Die-
ser Geländeabfall ist bereits optisch deutlich zu erkennen 
und dürfte Nutzern des Weges in Richtung Baesweiler be-
kannt sein. Hier werden bereits aktuell bei Starkregen 
große Regenmengen u.a. in Richtung des Wohnhauses 
des Einwender gespült. Der Stadt Baesweiler ist die Proble-
matik bekannt, da sie auf dem Wirtschaftsweg eine Ablauf-
rinne in Richtung des vorhandenen Entwässerungsgrabens 
angelegt hat. Dieser Geländeabfall in Richtung Südwesten 
spiegelt sich auch in der unter 7.5. erwähnten Starkregen-
karte für NRW wider, wo direkt am Grundstück der Einwen-
der sehr hohe Fließgeschwindigkeiten erreicht werden (bis 
2,0 m/s) und hinter ihrem Grundstück - entgegen der Dar-
stellung in der Begründung zum Bebauungsplan (hier ist 
nur vom „mittleren Bereich“ des westlichen Entwässerungs-
grabens die Rede) - eine Wasserhöhe von bis zu 1,0 m 
dargestellt wird (siehe Anlage 1). 
Die Einwender bitten daher zum Schutz ihres Wohnhauses, 
den Geländeabfall im Südwesten des Plangebiets plane-
risch zu berücksichtigen und bei der Beauftragung diesbe-
züglicher Untersuchungen und Gutachten sowie im Ent-
wässerungskonzept zu berücksichtigen. Unzutreffende 
Passagen zu Starkregenereignissen gem. Starkregenkarte 
für NRW bitten sie in den Planunterlagen zu korrigieren und 
in den Planungen zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 1): 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auszug aus der Begründung: 
„In der Starkregenkarte für NRW wird in-
nerhalb des Geltungsbereiches für ein 
extremes Starkregenereignis lediglich im 
Bereich des vorhandenen Entwässe-
rungsgrabens im Westen überwiegend 
eine Wasserhöhe von 0,1 bis 0,5 m, im 
mittleren Bereich teilweise 0,5 bis 1,0 m, 
dargestellt.“ 
Die vom Einwender angemerkte Stelle in 
der Anlage 1 befindet sich im Bereich des 
bestehenden Wirtschaftsweges im Süden 
des Plangebietes. 
Im Rahmen des Verfahrens wird ein um-
fassendes Entwässerungskonzept für das 
neue Baugebiet erstellt, welches alle öf-
fentlichen und privaten Belange im Hin-
blick auf die Entwässerung, Starkregen 
und Überflutungsschutz etc. berücksichti-
gen wird.  
 
Auszug aus der Begründung: 
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Die vorliegenden Planunterlagen enthalten keine Stellung-
nahmen zu möglichen Auswirkungen des Bergbaus auf das 
Planvorhaben. Der in dem Flächennutzungsplan gemäß 
Planzeichen eingezeichnete Bergbau im Südwesten des 
Plangebiets (siehe Anlage 2) findet in der Begründung zum 
Bebauungsplan keine Erwähnung. Die Einwender bitten da-
rum, diesen Umstand in die weiteren Planungen, Untersu-
chungen und Gutachten aufzunehmen. 
 

„Im südlichen Plangebiet ist das „Allge-
meine Wohngebiet“ durch eine Kenn-
zeichnung „Umgrenzung der Flächen, bei 
deren Bebauung besondere bauliche Vor-
kehrungen gegen äußere Einwirkungen o-
der bei denen besondere bauliche Siche-
rungsmaßnahmen gegen Naturgewalten 
erforderlich sind“ überlagert. Diese Kenn-
zeichnung bezieht sich auf humose Bö-
den.“ 
In dem gekennzeichneten Bereich ist kein 
Bergbau umgegangen, sondern hier be-
finden sich humose Böden, d.h. in diesem 
Bereich sind besondere Maßnahmen bei 
der Gründung zu beachten.  
 
 
Der Stellungnahme wird bzgl. der Ent-
wässerung gefolgt. Erforderliche Fest-
setzungen oder Hinweise, auch hin-
sichtlich der humosen Böden fließen in 
die Offenlageunterlagen ein. 
Die übrige Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen.  
 

5 Einwender 5 vom 20.06.2023 
 
Als Anwohner der direkt angrenzenden Parkstraße I sehen 
sich die Einwender durch die beschriebene Ausgestaltung 
des Baugebiets stark belastet. 
Schon heute ist das Verkehrsaufkommen in der Parkstraße 
hoch, weder der Hinweis auf die Anwohnerstraße, noch 
den Kinderspielbereich werden von Verkehrsteilnehmern 
beachtet. Mit dem geplanten Baugebiet wird sich dieses 
deutlich erhöhen, zusätzlich wird durch Einfahrt von Bau-
fahrzeugen aufgrund der schmalen Straßenführung ohne 
Gehwege die Gefahr für Fußgänger und Radfahrer noch 
einmal vergrößert. Zwar ist die Zufahrt aktuell von anderer 
Seite geplant, die Einwender gehen jedoch davon aus, 
dass dies nicht beachtet wird. Möglich wäre eine Veren-
gung an der Einfahrt von der Bahnhofstraße aus, so dass 
Baufahrzeuge die Parkstraße nicht passieren können, kom-
munale Fahrzeuge könnten über die Straße „Zur Lohe“ ein-
fahren. Die Einwender bitten um Prüfung. 
 
Im Rahmen der durchgeführten hydrogeologischen Erkun-
dung wird explizit darauf hingewiesen, dass der Bereich 
des Projektgebietes unter Anderem von den Sümpfungs-
maßnahmen des Braunkohletagebaus beeinflusst ist und 
ein Grundwasseranstieg nach Beendigung der bergbauli-
chen Sümpfungsmaßnahmen erwartet wird. Das entspre-
chende Entwässerungskonzept befindet sich lediglich in 
Konzeption. Ohne auf die weiter dargelegten Details einge-
hen zu wollen, sehen die Einwender ihre Grundstücke und 
Gebäude durch die zunehmenden Starkregenfälle vor dem 
Hintergrund des Klimawandels mit Erschließung des Neu-
baugebietes als überschwemmungsgefährdet an und er-
warten seitens der Stadt Baesweiler eine schriftliche Zu-
sage, dass entsprechende Gegenmaßnahmen ergriffen 
werden, die dies nachweislich verhindern. 
 

 
 
 
 
 
Für den Offenlagebeschluss wird die Ver-
kehrsuntersuchung vorgelegt und im Rah-
men der Offenlage zur Verfügung gestellt. 
Diese war zum Zeitpunkt der frühzeitigen 
Beteiligung noch in Arbeit. 
Es ist jedoch nach den verkehrlichen Vor-
untersuchungen davon auszugehen, dass 
das geplante Baugebiet verkehrlich um-
setzbar ist und es zu keinen erheblichen 
Einschränkungen kommt. 
Die Bauphase wird in den verkehrlichen 
Überlegungen berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
Im Rahmen des Verfahrens wird ein um-
fassendes Entwässerungskonzept für das 
neue Baugebiet erstellt, welches alle öf-
fentlichen und privaten Belange im Hin-
blick auf die Entwässerung, Starkregen 
und Überflutungsschutz etc. berücksichti-
gen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stadt Baesweiler 
Bebauungsplan Nr. 111 „Parkstraße II“ Seite 15 

Auswertung der Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung § 3 (1) BauGB (Stand 14.08.2023) 
 
 

Zuletzt sehen die Einwender ihre Bestandsimmobilien mit 
dem geplanten Baugebiet massiv wertmindernd gefährdet. 
Gibt es dazu seitens der Stadt Baesweiler Bewertungen? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Einwender bitten bei den planungsrechtlichen Festset-
zungen um Berücksichtigung der vorgeschriebenen Punkte, 
sowie Rückmeldung zu den offenen Fragen. 
 

Der wirksame Flächennutzungsplan von 
1976 stellt die Flächen im vorliegenden 
Bebauungsplan als „Allgemeines Wohn-
gebiet“ dar. Somit ist längstens der Wille 
der Stadt Baesweiler dokumentiert, in die-
sem Bereich ein Baugebiet zu entwickeln. 
Es war nicht davon auszugehen, dass die 
Stadt Baesweiler das bereits planungs-
rechtlich vorbereitete Gebiet nicht entwi-
ckeln würde.  
Darüber hinaus legt der Einwender nicht 
dar, warum dieses neue Baugebiet eine 
Wertminderung seiner Immobilie darstellt.  
 
Die beschriebenen Punkte werden im 
Weiteren berücksichtigt. Zu den offenen 
Fragen der Einwender wird es im Rahmen 
des Bebauungsplanverfahrens eine Rück-
meldung geben.  
 
 
Der Stellungnahme wird bzgl. der Prü-
fung des Verkehrsaufkommens, der 
Bauphasenverkehre und eines Entwäs-
serungskonzeptes gefolgt.  
Die übrige Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
 

6 Einwender 6 vom 20.06.2023  
 
In den letzten Tagen hat die Stadt Baesweiler eine Vielzahl 
von Anregungen und Ideen zur Optimierung des Bebau-
ungsplans Nr. 111 (Parkstraße II) erhalten. Als Anwohner 
der direkt angrenzenden Parkstraße möchten die Einwen-
der Bezug nehmen auf die geplante Geschoßzahl bzw. 
First- / Dachhöhe. 
 
Unseres Wissens nach sollen drei Vollgeschosse mit Flach- 
bzw. niedrigem Zeltdach als direkte nachbarschaftliche Be-
bauung zu unserem Grundstück möglich sein. Sie haben 
Bedenken hinsichtlich des Schattenwurfs dieser Häuser auf 
PV-Anlagen bei bestehenden Gebäuden, vor allem in der 
Zeit von Oktober bis März. „Schattenwurf“ Vermeidung 
durch Gebäude sollte ein Leitmotiv für eine nachhaltige, 
langfristige und ökologische Stadtentwicklungspolitik sein. 
 
Dies ist sicherlich auch im Sinne der Stadt Baesweiler in 
dem gemeinsamen Bemühen, um eine Energiewende in 
Deutschland und Europa. Gerade in den „dunklen“ Jahres-
zeiten ist jede aus Sonnenenergie gewonnene kWh not-
wendig, um Fossile Brennstoffe einzusparen. Die Einwen-
der schlagen deshalb eine maximale First- / Dachhöhe von 
7,90 Meter über Oberkante Kellerdecke / Bodenplatte vor 
(Sattel- / Walmdach mit und ohne Gauben; zwei Vollge-
schosse mit Zeltdach). Dies käme auch dem Anspruch der 
Stadt Baesweiler zu Gute, ein harmonisches Gesamtbild zu 
erreichen. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Im Bebauungsplan Nr. 111 sollen zwei 
Vollgeschosse als zwingend festgesetzt 
werden. Für die Geschosswohnungsbau-
ten sind zwei Vollgeschosse und nur aus-
nahmsweise ein Nicht-Vollgeschoss als 
zulässig vorgesehen. 
Zur Sicherung städtebaulich verträglicher 
Höhen werden neben der Zweigeschos-
sigkeit maximale Gebäudehöhen festge-
setzt. Diese beträgt bei geneigten Dä-
chern maximal 11 m und bei Flachdä-
chern inklusive des Nicht-Vollgeschosses 
maximal 10 m.  
Die Gebäude östlich der Parkstraße, an-
grenzend an das Plangebiet, weisen teil-
weise Bestandshöhen von über 9 m auf. 
Vom Grundstück der Einwender ist der 
Abstand zur Grundstücksgrenze ca. 10 m.  
Der östlich an die Gärten der Parkstraße 
grenzende Entwässerungs- bzw. Grün-
streifen wird im Bebauungsplan Nr. 111 
von den vorhandenen 7 m auf 10 m ver-
breitert. Darauf folgt i.d.R. eine mindes-
tens 10 bis 15 m tiefe Gartenfläche bevor 
die geplanten Gebäude errichtet werden 
dürfen. 
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Zu dem unterstützenswerten Ziel eines harmonischen Ge-
samtbildes schlagen sie weiterhin vor: 
• Keine Flächenversiegelung von Vorgärten 
• Keine grauen Flechtzäune 
• Vorgaben bei der Farbgebung von Außenwänden und 
Dachflächen 
 
Weitere Ideen zu den unterstützenswerten, ökologischen 
Zielen jeder zukunftsorientierten Stadt: 
• Baumbepflanzung: pro angefangenen 300 qm Grund-
stücksgröße je einen Baum (Beispiel: Grundstücksgröße = 
290 qm -> l Baum; Grundstücksgröße = 420 qm -> 2 
Bäume)  
• Regenwassersammlung durch Zisternen als Nutzung für 
z.B. Toilettenspülung oder Gartenwässerung, Überlauf über 
Regenwasserversickerung zur Grundwasseranreicherung. 
 
 
 
 
Die Einwender würden sich sehr freuen, wenn die Stadt 
Baesweiler ihre Anregungen zu der Geschosshöhenfestle-
gung im Bebauungsplans Nr. Ill (Parkstraße II) Rechnung 
tragen werden. Selbstverständlich stehen sie als Baeswei-
ler Bürger für weitere Gespräche zur Optimierung des Be-
bauungsplans Nr. Ill (Parkstraße II) jederzeit zur Verfügung. 
 

Die geplante Bebauung liegt östlich der 
bestehenden Bebauung der Parkstraße.  
Die Sonne geht morgens im Osten auf 
und wandert im Laufe des Tages in den 
Süden. Abends geht sie im Westen unter. 
Demzufolge ist, auch unter Berücksichti-
gung des Mindestabstands von ca. 30 m, 
nicht von einer unzumutbaren Verschat-
tung der bestehenden Gebäude auszuge-
hen.  
 
Im Bebauungsplan werden u.a. Festset-
zungen zur mindestens 50 %igen Begrü-
nung der Vorgärten, zum Ausschluss von 
Stabgitterzäune mit Sichtschutzstreifen 
sowie zur Farbgebung der Fassaden ge-
troffen.  
 
Des Weiteren werden im Bebauungsplan 
Baumpflanzungen in den öffentlichen 
Grünflächen und den Verkehrsflächen 
festgesetzt. Auf privaten Grundstücken 
sind hierzu keine Festsetzungen getrof-
fen, da diese in der Realität schwer über-
prüfbar sind.  
Im Hinblick auf die Entwässerung wird im 
Rahmen des Verfahrens ein umfassendes 
Entwässerungskonzept erstellt und erfor-
derliche Maßnahmen zur öffentlichen 
Auslegung im Bebauungsplan festgesetzt.  
 
Die Anregungen der Einwender werden 
im Verfahren berücksichtigt. 
Das Angebot wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Der Stellungnahme wird bzgl. der Fest-
setzungen zu Vorgärten, Zäunen, zur 
Farbgebung sowie zu Baumpflanzun-
gen in öffentlichen Bereichen gefolgt. 
Die übrige Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen.  
 


